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Vor dem Vertrag über konventionelle Rüstungsbegrenzung
in Europa

Grosser Fortschritt, aber problematische Unklarheiten

Über Gegenstand, Ziel und Aussichten der in
Wien seit März 1989 zwischen der NATO und
dem, was bisher als Warschauer Pakt bezeichnet
wurde, also der Sowjetunion und ihren früheren
- unfreiwilligen - Verbündeten, geführten Ver-
handlungen über die konventionelle Rüstung in
Europa habe ich an dieser Stelle in den letzten
Monaten zweimal en détail informiert. Ich habe
hier, wie auch andernorts, einerseits ein klares
Bekenntnis zum erklärten Ziel der Wiener Ver-
handlungen abgelegt - Schaffung eines zahlen-

mässigen Gleichgewichts zwischen den konven-
tionellen Hauptwafien des Ostens, primär der
Sowjetunion, und des Westens - und anderseits
auf die dem Abschluss eines den ursprünglichen
Zielsetzungen gerecht werdenden Vertrages
entgegenstehenden Fakten hingewiesen. Im
Augenblick, im Oktober, da sich die Aussenmi-
nister der USA und der Sowjetunion auf die ent-
scheidenden Aspekte einigen, um dessen Ab-
schluss auf die alle europäischen Staaten und die
USA und Kanada umfassende Konferenz von
Ende November in Paris zu ermöglichen, die

vom Westen ausdrücklich vom Zustandekom-
men des Wiener Abrüstungsvertrages abhängig
gemacht wurde, drängt sich eine klare Sprache
auf. Denn es ist offensichtlich, dass der US-Aus-
senminister angesichts des Zeitdruckes, in den

man sich selber manövriert hat, den Sowjets
Konzessionen in doppelter Hinsicht gemacht
hat, die, auf lange Sicht gesehen, mindestens
problematisch sind.

Zu den sachlichen Zugeständnissen: Die NATO
hatte bisher immer eine Reduktion des Bestan-
des an Artilleriewaffen beider Pakte auf 33'000
Waffen total oder 16'500 pro Bündnis verlangt.
Die Aussenminister der Supermächte haben
sich nun auf einen Plafond von 40'000 total, so-

mit 20'000 je Bündnis geeinigt.

Zum Vergleich: Hitler-Deutschland griff die

Sowjetunion 1941 mit 7T80 Geschützen an
Der offizielle NATO-Streitkräftevergleich vom
25. November 1988 bezifferte die Stärke aller
NATO-Streitkräfte in Europa - Atlantik bis

Ural - auf 14'558 Waffen. Die NATO könnte un-
ter dem Vertrag, wie er sich jetzt präsentiert, also
aufrüsten. Bei den Kampfpanzern, neben der
Artillerie bezüglich der terrestrischen Waffen
die pièce de résistance, waren Obergrenzen von
40'000, für ganz Europa bis zum Ural bzw.

20'000 pro Pakt von Anfang an unbestritten. Auf
sowjetischen Druck hin hat man sich jedoch im
Verlauf von 1990 auf eine folgenreiche Défini-
tion dessen, was als Kampfpanzer zu gelten ha-

be, verständigt, die höchstens als originell be-

zeichnet werden kann. Während nach allgemei-
nem Verständnis Kampfpanzer Raupenfahrzeu-

ge mit einem Gefechtsgewicht von mindestens
30 Tonnen und üblicherweise eher 40 bis über
50 Tonnen sind, hat man in den Wiener Ver-

handlungen Panzerfahrzeuge mit Geschütz ab

20 Tonnen zu Kampfpanzern erklärt. Die Folge

ist, dass westliche und namentlich französische

Leichtpanzer, die es in grösserer Zahl gibt, unter
die Begrenzung fallen. Statt auf 16'500 Kampf-
panzer kommt die NATO auf diese Weise - und

unter Einrechnung in Deutschland eingelager-
ter amerikanischer Panzer für die Verstärkungen
aus Übersee - auf über 25'000 Kampfpanzer,
während dem Osten, der nur wenige Leichtpan-
zer hat, die alten sowjetischen PT-76, fast 49'000
Panzer angerechnet werden. Natürlich muss der

Osten, d.h. insbesondere die Sowjetunion die

grössten Abstriche vornehmen, man hat ihm in-
dessen gewissermassen sachwidrig erhebliche
Konzessionen gemacht. Und - pro memoria -
Hitler fiel 1941 mit 3'350 Panzern über die

Sowjetunion her - und führte einen Blitzkrieg.

Als Oberplafond für sonstige Panzerfahrzeuge
wurde von Anfang an die Zahl von insgesamt
56'000 oder 28'000 je Bündnis vorgesehen. Die
jüngsten Beschlüsse der Aussenminister erhö-
hen das Kontingent jeder Seite auf30'000 Fahr-

zeuge, also mehr als bisher angestrebt. Bei den

Kampfhelikoptern legt man sich auf je 2'000

fest, und das ist mehr, als was man sowohl im
Westen (l'lOO) als auch im Osten (T870) über-

haupt hat. Da findet eindeutig keine Abrüstung
statt.
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Ein dornenvolles Kapitel bilden die Kampfflug-
zeuge, wo die NATO, nachdem sie sich dazu

durchgerungen hatte, deren Einbezug in diese
Phase der Abrüstungsverhandlungen zuzuge-
stehen, eine Obergrenze pro Bündnis von 5'700
für alle Typen von Kampfflugzeugen vorgeschla-
gen hatte. Anfang Jahr schlug sie eine neue
Obergrenze von 4'700 vor, die um 500 Jäger
überschritten werden dürfte. Man wollte der
Weigerung der Sowjets, etwas anderes als «An-
griffsflugzeuge», d.h. Bomber oder Jagdbomber,
zu begrenzen, Rechnung tragen. Nun zirkulie-
ren verschiedene Zahlen, was das Ergebnis der
Verhandlungen zwischen den Aussenministern
angeht. Es ist von einem Plafond von 6'000 Flug-
zeugen je Bündnis die Rede, wobei die Sowjets
5'000 (mit zusätzlich 500 landgestützten Mari-
neflugzeugen) beanspruchen dürften. Andere
Quellen sprechen jedoch von einer Limite von
7'000 Maschinen für jede Seite. Hier herrscht al-

so noch Unklarheit.

Das Fazit lautet dahin, dass namentlich die NA-
TO, allerdings auch die östliche Seite, Abstriche
an ihren ursprünglichen Forderungen hat vor-
nehmen müssen. Das ist bei Verhandlungen
über eine so komplexe und sensitive Materie
auch niüht weiter verwunderlich. Gesamthaft
wird das Ziel - und das ist sehr viel - aber er-
reicht, gleiche Stärken für Ost und West in Euro-
pa hinsichtlich der konventionellen Hauptwaf-
fen zu fixieren.

Angesichts des Zusammenbruchs der sowje-
tisch-sozialistischen Herrschaft über Osteuropa
und der daraus folgenden Tatsache, dass der
Warschauer Pakt offensichtlich nurmehr ein
Bündnis auf Zeit ist, und zwar auf kurze Frist,
kommt den Bestimmungen über die Maximal-
stärke einer einzelnen Armee, d.h. namentlich
der sowjetischen, entscheidende Bedeutung zu.
Ist die Regel akzeptiert worden, wonach keine
einzelne Macht mehr als 30 Prozent des Ge-
samtbestandes an Panzern in Europa (40'000)
besitzen dürfe? Das würde bedeuten, dass die

Sowjetunion nur noch maximal 12'000 Kampf-
panzer haben dürfte statt heute rund 30'000. An-
scheinend will man den Sowjets entgegenkom-
men, ihnen also mehr zubilligen, und zwar mit
Rücksicht darauf, dass ihre bisherigen Verbün-
deten keine echten Verbündeten mehr sind.

Es wäre also nicht überraschend, wenn der
schon früher erhobenen Forderung entsprochen
würde, sie wolle 14'000 Panzer behalten dürfen.

Und damit stehen wir mitten in der Problematik
der eiligen Entscheide der Aussenminister der
USA und der Sowjetunion. Sie haben über die
Köpfe der - sachverständigen - Unterhändler
in Wien hinweg entschieden, damit der Vertrag
in der zweiten Novemberhälfte unterschrieben
werden kann. Das geschah angesichts des er-
wähnten Zeitdruckes, der vom fixierten Pariser

Gipfeltreffen ausgeht, und um die bei den Wie-
ner Unterhändlern noch vorhandenen Vorbe-
halte auszuschalten. Die Londoner«TheTimes»
macht dazu die vielsagende Aussage: Es sei in
den Verhandlungen zwischen Baker und Sehe-
wardnadse klar geworden, dass «keine Chance
einer Vereinbarung bestehen würde, wenn das

Geschäft an die Delegationen in Wien zurück-
ginge, ohne dass die hauptsächlichen Hindernis-
se in New York überwunden worden wären». Ein
Diplomat habe erklärt, es hätte keine Zeit für
weitere Verhandlungen zur Verfügung gestan-
den, nur noch sechs Wochen habe man, um den

Vertrag zu Papier zu bringen.

Bedenkt man, worum es geht, so kann man sich

einiger Zweifel nicht erwehren. Umstrittene
Aspekte werden im letzten Augenblick mehr
kursorisch geregelt, wo doch die anspruchsvolle
Materie ganz klare Bestimmungen verlangt.
Man gewinnt den Eindruck, es seien die Sow-

jets, die am meisten profitierten. Sie können
mehr Panzer, mehr Flugzeuge, mehr Schützen-

panzer und mehr Artillerie behalten, als es die
NATO seit Beginn der Verhandlungen Anfang
1989 wollte. Und sie wären klar die Gewinner,
wenn sich bewahrheiten sollte, dass nicht alle in

Europa abzubauenden Waffen verschrottet wer-
den müssen, sondern ein Teil in Räume ausser-
halb des Vertragsgebietes, also etwa östlich des

Urals verschoben werden dürfen.

Z)ow/«/<7«e ßn//7/j£f

Offensichtlich würde ein Ab-
rüstungsabkommen ohne Kon-
trolle noch nicht einmal das

Papier wert sein, auf dem es

niedergeschrieben ist.
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